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Rechtsanwalt
Peter Horrig, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Ihr Ansprechpartner in arbeitsrechtlichen Fragen

1 Staffelung des Urlaubsanspruchs nach Alter muss substanziiert dargelegt werden

Nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ist eine unterschiedliche Behandlung von Arbeitnehmern wegen
des Alters zulässig, wenn sie objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist.

Beruft  sich  der  Arbeitgeber  bei  der  Gewährung  von  Urlaub  darauf,  obliegt  es  ihm  darzulegen,  dass  mit  der
Ungleichbehandlung ein legitimes Ziel angestrebt wird und dass die Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen
und erforderlich sind. Er genügt seiner Darlegungslast nicht bereits, wenn er allgemein geltend macht, die Regelung
diene dem Schutz älterer Arbeitnehmer. Vielmehr hat er substanziierten Sachvortrag zu leisten.

In  einem vom Bundesarbeitsgericht  (BAG)  am 12.4.2016  entschiedenen  Fall  war  in  einem Unternehmen  der
Urlaubsanspruch  nach  Lebensalter  gestaffelt.  Er  beträgt  bei  einem  Lebensalter  von  bis  zu  30 Jahren  –  26
Arbeitstage;  30 bis  40 Jahren – 29 Tage; 40   bis 50 Jahren – 30 Tage; über 50 Jahren – 33 Tage. Ein 1959
Geborener verlangte für die Jahre 2009 bis 2012 die Gewährung von jeweils 3 Tagen Ersatzurlaubstagen. Seiner
Auffassung nach stellt die o. g. Regelung eine Diskriminierung jüngerer Arbeitnehmer dar.

Der Arbeitgeber hatte zur Begründung pauschal auf ein „mit zunehmendem Alter gesteigertes Erholungsbedürfnis“
und den mit der Tarifregelung bezweckten „Gesundheitsschutz“ verwiesen. Das reicht nach Auffassung des BAG
nicht aus. Der Arbeitnehmer hatte demnach für das Jahr einen Urlaubsanspruch von 33 Tagen.

2 Verbotswidrige Arbeitsvergütung – Lohnwucher

Der Tatbestand des Lohnwuchers verlangt eine Ausbeutung der Zwangslage, der Unerfahrenheit, des Mangels an
Urteilsvermögen  oder  der  erheblichen  Willensschwäche  eines  anderen.  Der  Tatbestand  des  wucherähnlichen
Geschäfts erfordert in der Regel eine verwerfliche Gesinnung des Arbeitgebers.

Dazu  hat  das  Bundesarbeitsgericht  (BAG)  eine  Vermutungsregel  entwickelt:  Ist  der  objektive  Wert  einer
Arbeitsleistung mindestens doppelt so hoch wie der Wert der Gegenleistung, gestattet dieses besonders grobe
Missverhältnis den tatsächlichen Schluss auf eine verwerfliche Gesinnung des Arbeitgebers. Andernfalls muss der
Arbeitnehmer zusätzliche Umstände, aus denen geschlossen werden kann, der Arbeitgeber habe die Not oder
einen  anderen  den  Arbeitnehmer  hemmenden  Umstand  in  verwerflicher  Weise  zu  seinem Vorteil  ausgenutzt,
darlegen und im Streitfall beweisen.

So haben die BAG-Richter in ihrer Entscheidung vom 19.8.2015 festgelegt, dass die Vergütungsvereinbarung einer
Lehrkraft an einer staatlich anerkannten Privatschule nichtig ist, wenn die Vergütung 80 % der Vergütung einer
vergleichbaren Lehrkraft an einer öffentlichen Schule unterschreitet.

Rechtsanwalt
Evgenij V. Usarov

Ihr Ansprechpartner in verkehrs- und kaufrechtlichen Fragen

3 Anforderungen an die Fristsetzung zur Nacherfüllung im Kaufrecht

Für eine Fristsetzung zur Nacherfüllung eines Kaufvertrages genügt es, wenn der Käufer durch das Verlangen nach
sofortiger,  unverzüglicher  oder  umgehender  Leistung oder  durch vergleichbare Formulierungen deutlich macht,
dass  dem  Verkäufer  für  die  Erfüllung  nur  ein  begrenzter  Zeitraum  zur  Verfügung  steht.  Der  Angabe  eines
bestimmten Zeitraums oder eines bestimmten (End-) Termins bedarf es dabei nicht. Das hat der Bundesgerichtshof
(BGH) in seiner Entscheidung vom 13.7.2016 festgelegt.

Insbesondere wenn – wie im entschiedenen Fall – in einer E-Mail mit auf 5 Seiten konkretisierten Mängeln einer 



Einbauküche und der  Bitte  um „schnelle  Behebung“  versehene Nachbesserungsverlangen die  Nachbesserung
aufgelistet wird, ist dies eine ausreichende Fristsetzung.

Mit  einer  derartigen Formulierung wird nach Auffassung der BGH-Richter  dem Verkäufer  eine zeitliche Grenze
gesetzt, die aufgrund der jeweiligen Umstände des Einzelfalls bestimmbar ist und ihm vor Augen führt, dass er die
Nachbesserung nicht zu einem beliebigen Zeitpunkt bewirken darf.

Rechtsanwältin
Malice Seferi, Fachanwältin für Familienrecht 
 

Ihre Ansprechpartnerin in familien-, erb- und versicherungsrechtlichen Fragen

4 Anfechtung des privaten Versicherungsvertrags – keine Rückkehr in die GKV 

Die zuletzt bei einer Ersatzkasse als freiwilliges Mitglied Versicherte erklärte im März 2011 die Kündigung ihrer
Mitgliedschaft zum 31.5.2011. Dazu legte sie die Bescheinigung eines Unternehmens der PKV vor, nach der für sie
ab 1.6.2011 insoweit Krankenversicherungsschutz bestehe.

Im November 2011 focht das Krankenversicherungsunternehmen gegenüber der Frau den Versicherungsvertrag
wegen arglistiger Täuschung an. Den daraufhin von der Frau bei der Ersatzkasse gestellten Antrag auf Fortführung
ihrer Mitgliedschaft in der GKV lehnte diese ab, weil die freiwillige Versicherung wirksam gekündigt und die Frau
zuletzt in der PKV versichert gewesen sei.

Das  Bundessozialgericht  (BSG)  hatte  nun  zu  entscheiden,  ob  infolge  der  rückwirkenden  Anfechtung  des
Versicherungsvertrages mit der Privaten Krankenversicherungsgesellschaft die Frau ab 1.6.2011 zuletzt nicht in der
PKV, sondern in der GKV versichert gewesen war. Es kam zu dem Entschluss, dass sie seit 1.6.2011 nicht mehr bei
der  GKV versichert  war.  Die  später  erklärte  Anfechtung des  nachfolgenden Versicherungsvertrages durch  das
private  Versicherungsunternehmen  ließ  die  zuvor  erklärte  Beendigung  der  Mitgliedschaft  aufgrund  freiwilliger
Versicherung in der GKV unberührt.

Das BSG führt in seinem Urteil aus, dass die Frau als Versicherte insoweit auch nicht schutzlos ist. Nach einer
Anfechtung des Versicherungsvertrags wegen arglistiger Täuschung durch ihren Vertragspartner hatte sie jedenfalls
gegen  ein  anderes  Unternehmen  der  PKV  Anspruch  auf  Abschluss  eines  (neuen)  Versicherungsvertrags  im
Basistarif.

5 Unfallversicherungsschutz auch während der Weihnachtsfeier einer Abteilung eines Betriebs

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ist auch die Teilnahme an einer betrieblichen
Gemeinschaftsveranstaltung, z. B. einer Weihnachtsfeier, als Ausprägung der Beschäftigtenversicherung versichert.
Hierfür  war  bereits  nach  bisheriger  Rechtsprechung  zunächst  erforderlich,  dass  die  Veranstaltung  „im
Einvernehmen“ mit der Betriebsleitung stattfand.

Für ein solches „Einvernehmen“ reicht es aus, wenn der Dienststellenleiter in einer Dienstbesprechung mit den
jeweiligen Sachgebietsleitern vereinbart, dass die jeweiligen Sachgebiete Weihnachtsfeiern veranstalten dürfen und
weitere Festlegungen (Beginn, Zeitgutschrift etc.) getroffen werden.

Anmerkung: Soweit  das  BSG  bislang  als  weiteres  Kriterium  für  versicherte  betriebliche
Gemeinschaftsveranstaltungen  darauf  abgestellt  hat,  dass  die  Unternehmensleitung  persönlich  an  der  Feier
teilnehmen muss, hält es hieran nicht länger fest. Notwendig ist lediglich, dass die Feier allen Mitarbeitern des
jeweiligen Teams offenstand und die jeweilige Sachgebiets- oder Teamleitung teilnimmt.

6 Auskunftsanspruch des Erben über lebzeitige Zuwendungen an Pflichtteilsberechtigten

Grundsätzlich  steht  dem  Erben  ein  Anspruch  auf  Auskunftserteilung  gegenüber  den  Pflichtteilsberechtigten
hinsichtlich der  vom Erblasser  erhaltenen Zuwendungen zu.  Anzugeben sind  alle  wertbildenden Faktoren,  der
Zeitpunkt der Zuwendung und etwaige Anordnungen des Erblassers.

Auskünfte des Pflichtteilsberechtigten, er habe vom Erblasser keine Zuwendungen mit der Bestimmung erhalten,
sich diese auf einen Pflichtteil anrechnen zu lassen, stellen keine ausreichende Auskunft dar. Werden konkrete 



Zuwendungen in den Raum gestellt, muss sich der Zuwendungsempfänger hinreichend erklären.

So entschieden die Richter des Oberlandesgerichts Koblenz: „Über lebzeitige, auf den Pflichtteil anzurechnende
Zuwendungen ist der Pflichtteilsberechtigte dem Erben auskunftspflichtig. Schöpft der Erbe seine 

Erkenntnismöglichkeiten hinsichtlich solcher Zuwendungen aus, muss der Pflichtteilsberechtigte seinerseits wegen
der ihn treffenden Auskunftspflicht substanziiert erwidern.“

Rechtsanwalt
Benjamin Rieger

Ihr Ansprechpartner in miertrechlichen Fragen

7 „Bestellerprinzip“ bei Maklerprovisionen für Wohnraummietverträge verfassungsgemäß

Der Gesetzgeber hat durch das Mietrechtsnovellierungsgesetz das Bestellerprinzip bei der Wohnungsvermittlung
eingeführt.  Danach  darf  ein  Wohnungsvermittler  für  die  Vermittlung oder  den  Nachweis  der  Gelegenheit  zum
Abschluss von Mietverträgen über Wohnräume vom Wohnungssuchenden kein Entgelt fordern, sich versprechen
lassen oder annehmen, es sei denn, der Wohnungsvermittler holt ausschließlich wegen des Vermittlungsvertrags
mit dem Wohnungssuchenden vom Vermieter den Auftrag ein, die Wohnung anzubieten.

Auch Vereinbarungen, durch die Wohnungssuchende verpflichtet werden, ein vom Vermieter oder einem Dritten
geschuldetes Vermittlungsentgelt zu zahlen, sind unwirksam. Hierdurch soll gewährleistet werden, dass diejenige
Partei,  in  deren  wirtschaftlichem  Interesse  der  Wohnungsvermittler  vorwiegend  tätig  wird,  auch  dessen
Vertragspartner im rechtlichen Sinne wird und bleibt.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hatte sich in diesem Zusammenhang mit 2 Beschwerden zu befassen.
Darin  rügten  Immobilienmakler  mit  ihrer  Verfassungsbeschwerde  im  Wesentlichen  eine  Verletzung  ihrer
Berufsfreiheit  und ein  Wohnungsmieter  rügte  die  Verletzung seiner  durch  das  Grundgesetz  (GG)  geschützten
Vertragsfreiheit.

In seinem Beschluss vom 29.6.2016 stellt das BVerfG nunmehr hierzu fest, dass die angegriffenen Regelungen
zwar die Berufsfreiheit der Immobilienmakler beschränken, dies aber verfassungsrechtlich gerechtfertigt sei. Der
Gesetzgeber darf die durch das GG geschützte Freiheit, ein Entgelt für berufliche Leistungen einzelvertraglich zu
vereinbaren, durch zwingendes Gesetzesrecht begrenzen, um sozialen oder wirtschaftlichen Ungleichgewichten
entgegenzuwirken.

Auch  das  gleichzeitig  eingeführte  Textformerfordernis  für  Wohnungsvermittlungsverträge  verletzt  die
Immobilienmakler nicht in ihrer Berufsfreiheit. Das Textformerfordernis dient dem legitimen Zweck, die Beteiligten
zuverlässig  über  den  Inhalt  und  die  rechtlichen  Folgen  ihrer  Erklärungen  zu  informieren  und  hiermit
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit für die Betroffenen zu fördern.

8 Ordentliche Kündigung bei beharrlichem Leugnen einer Pflichtverletzung durch den Mieter

Die  Nichtzahlung  einer  auf  die  Verletzung  mietvertraglicher  Pflichten  zurückgehende  titulierte
Schadensersatzforderung  des  Vermieters  stellt  keine  die  ordentliche  Kündigung  des  Mietverhältnisses
berechtigende  schuldhafte  Pflichtverletzung  des  Mieters  dar,  wenn  dieser  aufgrund  einer  festgestellten
Vermögenslosigkeit nicht zahlen kann.

In dem beharrlichen Leugnen der Pflichtverletzung allerdings kann dann ein berechtigter Grund zur ordentlichen
Kündigung liegen, wenn Umstände festgestellt werden können, die die Besorgnis des Vermieters begründen, der
Mieter setze seine Obhutspflichtverletzung auch nach der rechtskräftigen Verurteilung fort.

Das entschied der Bundesgerichtshof  mit  seinem Urteil  vom 13.4.2016. Im entschiedenen Fall  kam der Mieter
seinen Belüftungspflichten nicht nach, wobei erhebliche Feuchtigkeitsschäden in der Mietwohnung auftraten.



Rechtsanwältin
Sabine Haag

Ihre Ansprechpartnerin in verwaltungsrechtlichen Fragen
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9 Anforderungen an Vorsorgevollmacht und Patientenverfügung im Zusammenhang mit dem 
Abbruch lebenserhaltender Maßnahmen 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich am 6.7.2016 mit den Anforderungen befasst, die eine Vorsorgevollmacht
und eine Patientenverfügung im Zusammenhang mit dem Abbruch von lebenserhaltenden Maßnahmen erfüllen
müssen.

Im  entschiedenen  Fall  erlitt  eine  Frau  einen  Hirnschlag,  aufgrund  dessen  sie  die  Fähigkeit  zur  verbalen
Kommunikation  verlor.  Sie  hatte  2  wortlaut-identische,  mit  „Patientenverfügung“  betitelte  Schriftstücke
unterschrieben. In diesen war niedergelegt, dass unter anderem dann, wenn aufgrund von Krankheit oder Unfall ein
schwerer Dauerschaden des Gehirns zurückbleibe, „lebensverlängernde Maßnahmen unterbleiben“ sollten.

Nach Auffassung des BGH entfaltet  eine schriftliche Patientenverfügung unmittelbare Bindungswirkung
nur dann, wenn ihr konkrete Entscheidungen des Betroffenen über die Einwilligung oder Nichteinwilligung
in bestimmte, noch nicht unmittelbar bevorstehende ärztliche Maßnahmen entnommen werden können.
Von vornherein nicht ausreichend sind allgemeine Anweisungen, wie die Aufforderung, ein würdevolles
Sterben zu ermöglichen oder zuzulassen, wenn ein Therapieerfolg nicht mehr zu erwarten ist.

Die  Anforderungen an die  Bestimmtheit  einer  Patientenverfügung dürfen  aber  auch  nicht  überspannt  werden.
Vorausgesetzt werden kann nur, dass der Betroffene umschreibend festlegt, was er in einer bestimmten Lebens-
und Behandlungssituation will und was nicht.

Die Äußerung, „keine lebenserhaltenden Maßnahmen“ zu wünschen, enthält jedenfalls für sich genommen
keine hinreichend konkrete Behandlungsentscheidung. Die insoweit erforderliche Konkretisierung kann aber
gegebenenfalls durch die Benennung bestimmter ärztlicher Maßnahmen oder die Bezugnahme auf ausreichend
spezifizierte Krankheiten oder Behandlungssituationen erfolgen.

Basiszinssatz
nach § 247 Abs. 1 BGB
maßgeblich für die  
Berechnung von Verzugszinsen

Seit 1.7.2016 = - 0,88% | 1.1.2015 = 0,83% | 1.7.2014 – 31.12.2014 = 0,73 % | 
1.1.2014 – 30.06.2014 = 0,63 % 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz ab         
1.1.2002:
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern : Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern : Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte

Verbraucherpreisindex
(2005 = 100) 2016:   Juli: 107,6; Juni: 107,3; Mai = 107,2; April = 106,9; März = 107,3; 

            Februar = 106,5; Januar = 106,1

2015:   Oktober = 107,0; September = 107,0; August = 107,2; Juli = 107,2; 
            Juni = 107,0; Mai = 107,1; April = 107,00; März = 107,0; 
            Februar = 106,5; Januar = 105,5

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex - Originalwerte

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur
Verfügung.


